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RegierungkürztLöhneundbaut400Stellenab
Budgeteinschnitte von 75 Millionen Franken für 2016 und Entlastungsmassnahmen von 198 Millionen bis 2019

Von Thomas Dähler

Liestal. Ein Prozent weniger Lohn für
die Staatsangestellten, 400 Stellen
weniger und mehrere, zum Teil höchst
sensible Sparmassnahmen: Die Basel-
bieter Regierung hat gestern in Liestal
vor den Medien aufgezeigt, wie sie bis
2019 eine Genesung der Staatsfinanzen
herbeiführenwill. Nicht erreicht hat die
Regierung die Zielsetzung für das
Budget 2016: Für das kommende Jahr
plant die Regierung nur 75 Millionen
Franken an Entlastungen statt der
anvisierten 96Millionen.

«Seit 2009 lebt der Kanton Basel-
land über seine Verhältnisse», erklärte
Regierungspräsident Anton Lauber
gestern. Damit soll Schluss sein: Die
Regierung stellte in corpore nicht nur
wie angekündigt Budgetmassnahmen
für 2016 vor, sondern eine Finanzstra-
tegie mit 132 Massnahmen zur dauer-
haften und nachhaltigen Beseitigung
des strukturellen Defizits. Dieses bezif-
fert die Regierung mit 133 Millionen
Franken. Das Entlastungsziel betrage
jedoch 188 Millionen Franken, präzi-
sierte Lauber. Es gelte nämlich, für die
notwendigen Investitionen einen

Selbstfinanzierungsgrad von 100 Pro-
zent anzustreben – und dies in Kenntnis
der rückläufigen Entwicklung bei den
Steuereinnahmen.

Am stärksten betroffen von den
geplanten Sparmassnahmen wird das
Personal sein. Die Regierung wird dem
bürgerlichen Parlament Lohnkürzun-
gen von einem Prozent beantragen.
Zudem soll bis 2019 jede zehnte Stelle
eingespart werden. Und auch beim

Beizug von Dritten zur Bewältigung der
kantonalen Aufgaben plant die Regie-
rung Honorarkürzungen von 25 Pro-
zent. Zusammengezählt erhofft sich die
Regierung mit diesen Massnahmen
Einsparungen in der Höhe von 63 Mil-
lionen Franken.

Umstritten sein wird der neue
Selbstbehalt bei den Abzügen für
Krankheitskosten auf der Steuererklä-
rung, der dem Kanton ab 2017 15 Mil-

lionen Franken mehr einbringt, wenn
der Landrat – undwenn nötig das Volk –
zustimmt. Die Subventionen der Kran-
kenkassenprämien will die Regierung
um8,4Millionen Franken kürzen. Beim
öffentlichen Verkehr plant die Regie-
rung, das U-Abo nicht mehr mit zusätz-
lichen kantonalen Subventionen zu
unterstützen, womit ab 2017 15,4 Mil-
lionen Frankenweniger andenVerbund
fliessenwürden. «Mit demU-Abowurde
der Umsteigeeffekt bereits erreicht»,
sagte Regierungsrätin Sabine Pegoraro.

Weniger Geld ausgeben will die
Regierung auch in Basel. So sollen beim
Leistungsauftrag für die Universität
Basel für die nächste Periode ab 2018
25 Millionen Franken und bei den Kul-
turbeiträgen an den Nachbarkanton ab
2017 4,9Millionen eingespart werden.

Neben den grossen Beträgen stellte
die Regierung auch eine Vielzahl von
kleineren Sparabsichten vor, die bis
2019 wirksam werden sollen. Von die-
sen sind viele nicht minder umstritten:
etwa der kleinere Fahrkostenabzug auf
der Steuererklärung, der erhöhte
Vermögensverzehr bei den Ergänzungs-
leistungen, die zusätzliche Pflicht-
lektion für Sekundarlehrer, die erhöh-

ten Klassengrössen in den Sekundar-
schulen und Gymnasien, der restrikti-
vere Kurs bei der Sonderschulung, der
Wegfall von Pensenreduktionen bei
gleichem Lohn für ältere Lehrkräfte
oder die Reduktion der Berufsvorberei-
tungsschule BVS 2 von der zweijährigen
auf die einjährige Dauer.

Kaum etwas zu den Sparmassnah-
men trägt der am stärksten wachsende
Gesundheitsbereich bei. Regierungsrat
Thomas Weber erklärte dazu, im
Gesundheitsbereich sei es bereits eine
Herausforderung, die Wachstumsrate
zu dämpfen. Die Gesundheitskosten
seien auch nicht nur eine Kostenfrage,
sondern eine Investition in die Gesund-
heit und die Lebenserwartung.

Steuererhöhung kein Thema
Ebenso kein Thema sind Entlastun-

gen über höhere Steuern. Finanzdirek-
tor Lauber glaubt nicht daran, dass eine
Steuererhöhung beim Volk auf Akzep-
tanz stossen würde. Schon heute
befinde sich der Kanton Baselland bei
den höheren Einkommen in den hinte-
ren Regionen der Kantonsrangliste. Nur
längerfristig diskutiere die Regierung
eine Anpassung der besonderen Basel-

bieter Steuerkurve, die heute etwa
40 Prozent der Bevölkerung von Steuer-
zahlungen befreit.

Die Kürzungen, die bereits für das
Budget des nächsten Jahres angestrebt
werden, standen gestern nicht im
Zentrum. Noch im Mai hatte der Regie-
rungsrat eine Kürzung im Umfang von
96 Millionen Franken für 2016 in Aus-
sicht gestellt. Jetzt sind für das nächste
Jahr Entlastungsmassnahmen von
75 Millionen Franken geplant, mit
denen das Eigenkapital nicht unter
100 Millionen Franken fallen sollte.
Alle Massnahmen für 2016 kann die
Regierung im Alleingang oder mit
einem einfachen Beschluss des bürger-
lich dominierten Landrats durchsetzen.

Unter den Massnahmen figuriert
auch der Verzicht auf die für 2015 und
2016 versprochene Rückzahlung frühe-
rer Pflegekosten-Anteile an die Gemein-
den in der Höhe von zweimal 15 Millio-
nen Franken. Finanzdirektor Lauber
stellte sich dabei auf den Standpunkt,
die fiskalische Äquivalenz werde über
den höheren Vermögensverzehr und
die verschobene Aufteilung der Ergän-
zungsleistungen zwischen Kanton und
Gemeindenwiederhergestellt.

BürgerlicherApplaus für die regierungsrätliche «Raubkatze»
SP und Grüne zeigen sich schockiert über die Sparmassnahmen – der VPOD kündigt Protest im Herbst an

Von Thomas Gubler

Liestal. Die Ersten, die gestern ihrem
Ärger über die Finanzstrategie 2016–
2019 Luft machten, waren die Juso und
das Junge Grüne Bündnis Nordwest.
Schon während der Medienkonferenz
im Landratssaal entrollten sie ihre
Transparente mit Aufschriften wie
«Diese Regierung können wir uns spa-
ren» und setzten den Protest später vor
dem Regierungsgebäude mit einem
Pfeifkonzert gegen die Regierung fort.

Es folgte die SP mit einem Frontal-
angriff auf die «bürgerlichen Abbau-
massnahmen». Die Baselbieter Regie-
rung habe die Katze aus dem Sack
gelassen. «Es ist eine Raubkatze, die
Jagd macht auf wertvollste Errungen-
schaften und Institutionen», schreibt
die Partei in ihrer Mitteilung. Während
man bei den letzten Sparpaketen noch
auf eine gewisse Opfersymmetrie
geachtet habe, falle das neue Streich-
konzert «krass einseitig» aus. Anstatt
konsequent den Hebel bei Kostentrei-
bern wie der Gesundheitspolitik oder
bei den «Luxusstrassen» anzusetzen,

streiche und spare man bei den U-Abos,
den Prämienverbilligungen, den Kan-
tonsangestellten und bei den Klassen-
grössen. Das sei inakzeptabel. «Gegen
Sparmassnahmen auf Kosten der Bevöl-
kerung wird sich die SP im Parlament
und falls nötig per Referendum
wehren», heisst es in derMitteilung.

Breiter Widerstand
Opposition ist auch von Seiten der

Gewerkschaften zu erwarten. Der Ver-
band des Personals öffentlicher Dienste
(VPOD) kündigte gestern bereits Pro-
testdemonstrationen im September an.
Für VPOD-Regionalsekretär Matthias
Scheurer wird mit dem Angriff auf den
öffentlichen Verkehr, auf die Bildung
und die Schwachen wie beim Entlas-
tungspaket 12/15 möglicherweise aber
zu viel Opposition geweckt. Er rechne
jedenfalls, so Scheurer, «mit breitem
Widerstand». Diesen haben auch die
Gemeinden angekündigt. Sie wollen an
ihrer Rückerstattungsforderung von
30 Millionen, die ihnen der Kanton
wegen Entlastung bei den Ergänzungs-
leistungen schuldet, festhalten.

Fast wie Begleitmusik für die regie-
rungsrätliche Sparstrategie 2016–2019
hört sich dagegen die gemeinsame
Reaktion der drei bürgerlichen Parteien
SVP, FDP und CVP an. «Die bürgerli-
chen Parteien unterstützen die Absicht,
die Kantonsfinanzen wieder ins Lot zu
bringen», heisst es in der Stellung-
nahme. Die von der Regierung vorge-
stellte Strategie folge dem Ansatz, die
Aufgabenseite «kritisch und ohne Denk-
verbote» zu überprüfen; denn die aktu-
elle Finanzlage erfordere «eine scho-

nungslose Hinterfragung verschiedens-
ter Aufgaben und Leistungen». Für kon-
krete Aussagen sei es indessen noch zu
früh. Die einzelnen Massnahmen müss-
ten über den Sommer in den Parteigre-
mien diskutiert werden, «um dann im
Konsens eine Haltung zu finden». Parti-
kularinteressenseienaberdemGemein-
wohl unterzuordnen. «Denn über allem
steht die Weiterentwicklung unseres
Kantons», schreiben die Bürgerlichen.

Zutiefst schockiert über die Qualität
des vorgelegten Sparprogramms zeig-

ten sich gesterndieGrünen. «Die rechts-
konservative Regierung spart den
Kanton kaputt» heisst es in ihrem Com-
muniqué. Als «zu wenig, zu langsam,
ungerecht und destruktiv» bezeichnete
Fraktionschef Klaus Kirchmayr die
Massnahmen. Entsprechend wollen die
Grünen aufzeigen, dass die Kantons-
finanzen saniert werden können, «ohne
die Arbeit und die Errungenschaften
der letzten 30 Jahre zu zerstören». Sie
präsentieren daher heute Vormittag
eine alternative Sparstrategie.

Die umstrittensten Sparmassnamen

Abbau beim Baselbieter
Staatspersonal

Verwaltung. Den grössten Beitrag zu
den Sparmassnahmen hat das Staats
personal zu leisten. Bis 2019 soll der
Personalaufwand um zehn Prozent sin
ken. Dies kommt einer Streichung von
400 Vollstellen gleich, mit der 45 Millio
nen Franken eingespart werden. Hinzu
kommt eine generelle Lohnkürzung für
die Staatsangestellten von einem Pro
zent, was zu Einsparungen von sechs
Millionen führt. Zusammen mit der
Kürzung bei den Dienstleistungen und
Honoraren um 25 Prozent oder zwölf
Millionen werden im Personalbereich
schliesslich 63 Millionen eingespart.

Kürzung des Beitrags an
die Universität Basel

Zusammenarbeit. Einen grossen
Brocken bei den vorgesehenen Spar
massnahmen bildet die Kürzung des
Beitrags des Baselbiets an die Uni
versität Basel um 25 Millionen Franken.
Von einer Kündigung des Uni-Vertrags
ist aber nicht die Rede. Im Jahr 2014
betrug der Beitrag 159,9 Millionen,
im laufenden Jahr 161,9 Millionen. Bis
ins Jahr 2017 soll er auf 169 Millionen
Franken steigen. Für das Jahr 2018
ist dann die besagte Reduktion um
25 Millionen jährlich vorgesehen, auf
die sich BaselStadt und Baselland
aber einigen müssen.

Ende der Subventionen
für das U-Abo

Öffentlicher Verkehr. Die Subventio
nierung des beliebten Umweltschutz
Abonnements für das Netz des Tarif
verbunds Norwestschweiz (TNW) soll
ab dem Jahr 2017 wegfallen. Damit
würde der Kanton Baselland jährlich
15,4 Millionen Franken einsparen.
Vom Wegfall der Subvention in der
Höhe von 25 Franken pro Abonnement
betroffen wären rund 77000 Inhaber
eines UAbos. Dies käme einer monat
lichen Verteuerung des normalen Abos
für Erwachsene (heute 76 Franken) um
33 Prozent und des JuniorAbos
um 50 Prozent gleich.

Weniger Geld für die
städtische Kultur

Kulturprozent. Gemäss dem Kultur
vertrag zwischen den Kantonen Basel
Stadt und Baselland stellt das Basel
biet dem Stadtkanton jährlich eine
Kulturvertragspauschale von einem
Prozent des ausgewiesenen Steuer
ertrags der natürlichen Personen
bereit. Diese Pauschale soll ab dem
Jahr 2017 um 50 Prozent reduziert
werden. Der Kanton will damit jährlich
4,9 Millionen Franken einsparen. Die
Mittel aus der Kulturvertragspauschale
dienen der Unterstützung von lang
jährigen Institutionen, die eine über-
regionale Zentrumsleistung erbringen.

Selbstbehalt für
Krankheitskosten

Mehreinnahmen. Durch die Einfüh
rung eines Selbstbehaltes im Falle des
Krankheitskostenabzugs bei den Steu
ern will der Kanton ab dem Jahr 2017
jährlich Mehreinnahmen von 15 Millio
nen Franken generieren. Der Landrat
hat diesen Selbstbehalt bereits einmal
abgelehnt, indem er im September
2013 gar nicht auf die entsprechende
Vorlage eingetreten ist. Praktisch
sämtliche Fraktionen hatten darin eine
unerwünschte Steuererhöhung
gesehen. Mit einer Motion von Michael
Herrmann (FDP) vom März 2015 erhielt
das Geschäft aber neue Aktualität.

«Mit dem U-Abo wurde
der Umsteigeeffekt
bereits erreicht.»
Sabine Pegoraro, Regierungsrätin

Protest auf der Tribüne. Juso und Junges Grünes Bündnis machen ihrem Ärger über die Regierung Luft. Foto Daniel Wahl


